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Kurzfassung und

Handlungsempfehlungen

Masseninhaftierungen und überfüllte Gefäng-

nisse. Todesurteile. Tötungen von Zivilist*in-

nen bei Operationen der Drogenbekämp-

fung durch spezialisierte Polizeieinheiten.

Zerstörung von Lebensgrundlagen verarmter

Landwirte durch Sprühflugzeuge und andere

zwangsweisen Vernichtungen der von ihnen

angebauten Pflanzen. Menschenrechtsverlet-

zungen durch Zwangs-„Therapien“, Diskrimi-

nierung und Barrieren zur Gesundheitsversor-

gung. Dies sind nur einige der Folgen des

weltweiten Drogenkrieges, von denen insbe-

sondere in Armut lebende, marginalisierte und

rassifizierte Bevölkerungsgruppen ungleich

stärker betroffen sind.

Die Beweislage für diese schädlichen Aus-

wirkungen ist inzwischen umfassend und in-

ternational weithin anerkannt, unter anderem

von Institutionen der Vereinten Nationen und

in Berichten der Weltbank und der Organisa-

tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und

Entwicklung (OECD). Ebenfalls international

gut dokumentiert sind die Vorteile alternativer

Ansätze in der Drogenpolitik – einschließlich

Initiativen zur Schadensminderung („harm re-

duction“), die gesundheitspolitische Ziele und

Menschenrechte fördern, anstatt sie zu unter-

graben – sowie das Ausbleiben von Beweisen,

dass die strafenden und auf Verbote setzen-

den (prohibitionistischen) Ansätze den Dro-

gengebrauch tatsächlich eindämmen. Trotz-

dem fließen nach wie vor weltweit enorme

Summen in Repression und Strafen, während

schadensmindernde Maßnahmen stark unter-

finanziert bleiben.

Die Geschichte der Drogenpolitik als ein In-

strument zur Stärkung und Durchsetzung von

Kontrolle über andere Völker und Bevölke-

rungsgruppen durch Weltmächte ist lang. Die

rassistische und koloniale Dynamik setzt sich

bis heute fort. Wohlhabendere Regierungen,

allen voran die USA, geben weltweit Milliar-

den von Steuergeldern aus, um strafbewehrte

Drogenkontrollsysteme und die damit verbun-

dene Strafverfolgung zu unterstützen und aus-

zuweiten. Diese Finanzierungen stehen nicht

im Einklang mit den vorhandenen Erkenntnis-

sen und den internationalen Übereinkommen
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über wirtschaftliche Entwicklung, Gesundheit

und Menschenrechte, einschließlich des Ziels,

AIDS bis 2030 zu beenden. Diese Finanzie-

rungen erwachsen aus Strukturen, die Schwar-

ze, Braune und Indigene Menschen weltweit

unverhältnismäßig stark benachteiligen, und

verstärken diese.

Um die Drogenpolitik zu dekolonisieren1

und gesundheits- und menschenrechtsba-

sierte Ansätze voranzutreiben, müssen die

materiellen und finanziellen Grundlagen

der repressiven Drogenpolitik aufgedeckt

und umgelenkt werden. Dieser Bericht trägt

zu diesen Zielen bei, indem er bestehende Er-

kenntnisse über internationale Finanzströme

für die repressive Drogenpolitik zusammen-

fasst und eine neue Analyse der Daten über

die Ausgaben der öffentliche Entwicklungshil-

fe („official development assistance“, ODA) er-

gänzt, die von Geberländern und Institutionen

für die „Drogenbekämpfung“ bzw. „Bekämp-

fung von Rauschgifthandel und Drogenmiss-

brauch“ getätigt werden.2,3 Diese spezifische

Verwendung von öffentlichen Mitteln sollten

die Entwicklungsziele, einschließlich dem Er-

reichen globaler Gesundheitsstandards und

der Armutsbekämpfung, eigentlich vorantrei-

ben. Unter solchen Ausgaben erwartet man

eher Initiativen wie die Durchführung von

Impfungen oder Bildung für Kinder. Die in

diesem Bericht enthaltenen Projekt-Daten

zeigen jedoch, dass ein Teil der Mittel

für verdeckte Polizeiarbeit, „nachrichten-

dienstlich gestützte Profilerstellung“ und

Anstrengungen zur Erhöhung der Zahl der

Festnahmen und der Strafverfolgung von

Drogendelikten verwendet wurden.

Jedes Jahr melden die Geberländer der OECD

ihre Ausgaben, die diese im sogenannten Cre-

ditor Reporting System (CRS) erfasst. Laut der

Aktualisierung der Daten in diesem System

von Mai 2023 (mit Ausgaben bis Ende 2021)

wurden in den 10 Jahren von 2012 bis 2021

weltweit mehr als 974 Millionen US-Dollar

an Hilfsgeldern für Projekte zur „Drogen-

bekämpfung“ ausgegeben.4 Darin enthal-

ten sind die Ausgaben von Dutzenden von

Geberländern – angeführt von den USA, der

EU, Japan und dem Vereinigten Königreich.

Dutzende Millionen Dollar dieser Summe

(mindestens 70 Millionen US-Dollar im un-

tersuchten Zeitraum) wurden in Ländern

ausgegeben, in denen die Todesstrafe für

Drogendelikte gilt.5 Dies wirft die besorg-

niserregende Frage auf, ob die Hilfsgelder

Regime gestützt haben, die Menschen hin-

richten. Während einige Geberländer, wie z.

B. Großbritannien, in den letzten Jahren weni-

ger Mittel auf diese Weise ausgegeben haben,

haben andere sie erhöht – insbesondere die

USA, wo sie im Jahr 2021, dem ersten Jahr

der Amtszeit von Präsident Joe Biden, deut-

lich aufgestockt wurden.

Die schwankende Verfügbarkeit und Transpa-

renz von Daten, je nach Projekt und Geber-

land, lässt die Ausgaben unterschiedlich gut

nachvollziehen. Die Analyse zeigt dennoch,

wie Hilfsgelder Ansätze unterstützt haben, die

die globalen Entwicklungsziele und die „Do

no harm“-Prinzipien untergraben. Kurz ge-

sagt: Hilfsgelder sollten von Armut betrof-

fenen und marginalisierten Bevölkerungs-

gruppen helfen; strafbewehrte Drogenkon-

trollsysteme wirken sich jedoch nachweis-

lich unverhältnismäßig negativ auf sie aus.

Daher müssen solche Regime zum Empfang

der wichtigen ebenso wie begrenzten Ent-

wicklungshilfebudgets als ungeeignet gelten.

Dieser Bericht zeigt auch, dass die Geber-

länder zahlreiche Möglichkeiten – aber auch

Pflichten – haben, die Art ihrer Investitionen

in die globale Drogenpolitik zu ändern, und

zwar indem sie stattdessen die weltweit un-

terfinanzierten evidenzbasierten und auf Ge-

sundheit und Menschenrechte ausgerichteten

Maßnahmen zur Schadensminderung („harm

reduction“) finanzieren.

Handlungsempfehlungen

Der globale Krieg gegen Drogen benutzt und

verstärkt die schädlichen Mechanismen ras-

sistischer Unterdrückung und Unterordnung

sowohl zwischen als auch innerhalb von Län-

dern weltweit. Die Drogenpolitik und mit ihr

zusammenhängenden Maßnahmen müssen

dekolonisiert werden. Der lokale Zusammen-

halt („community“), Gesundheit und Gerech-

tigkeit müssen Vorrang gegeben und die in-

ternationalen Finanzströme entsprechend neu

ausgerichtet werden. Das bedeutet:
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Die Geberländer der Internationalen Ent-

wicklungszusammenarbeit sollten:

• aufhören, Finanzmittel aus ihren be-

grenzten Budgets für die Entwicklungs-

zusammenarbeit (die eigentlich dazu

dienen sollten, die Armut zu beenden

und die globalen nachhaltigen Entwick-

lungsziele zu erreichen) für Aktivitäten

zur „Drogenbekämpfung“ zu verwenden.

• sich von strafenden und prohibitionis-

tischen Drogenkontrollsystemen abwen-

den und ihre Ausgaben für drogenbe-

zogene Aktivitäten, einschließlich scha-

densmindernder Maßnahmen („harm re-

duction“), transparenter gestalten (un-

abhängig davon, aus welcher Haushalts-

linie dieses Geld stammt).

• in evidenzbasierte und auf Gesundheit

und Menschenrechte ausgerichtete In-

itiativen zur Schadensminderung inves-

tieren, die mit den globalen nachhal-

tigen Entwicklungszielen und anderen

Übereinkommen nicht in Konflikt ste-

hen.

Bürger*innen und Journalist*innen soll-

ten:

• mehr Transparenz bei der Verwendung

von Geldern für die Entwicklungszusam-

menarbeit fordern.

• mehr detaillierte Untersuchungen dar-

über durchführen, wie öffentliche Gel-

der in verschiedenen Ländern für die

„Drogenbekämpfung“ ausgegeben wer-

den (einschließlich Begründung, Ergeb-

nissen und aller direkten oder indirek-

ten Auswirkungen, die möglicherweise

andere Ziele oder Prinzipien für die

Entwicklungszusammenarbeit untergra-

ben).

Die Steuerzahler*innen der Geberländer

sollten:

• von ihren Regierungen Rechtschaffen-

heit und Transparenz über die interna-

tionalen Ausgaben fordern (auch in Ge-

berländern, in denen die Budgets ver-

gleichsweise gering sind).

• fordern, dass die Gelder aus öffentlichen

Haushalten in evidenzbasierte und auf

Gesundheit undMenschenrechte ausge-

richtete Maßnahmen fließen.

Die OECD (Organisation für wirtschaft-

liche Zusammenarbeit und Entwicklung)

sollte:

• Gesundheits- und Menschenrechts-

expert*innen sowie Menschen, die Dro-

gen gebrauchen, um Empfehlungen bit-

ten und ihren Rat einholen, ob die Ka-

tegorie der „Drogenbekämpfung“ von

ihrer Liste der Arten von Ausgaben, die

als Hilfen angerechnet werden können,

gestrichen werden sollte.

• eine gründliche Überprüfung aller bis-

her für die „Drogenbekämpfung“ ausge-

gebenen Hilfen der Entwicklungszusam-

menarbeit durchführen und veröffentli-

chen, um festzustellen, ob Ausgaben ge-

gen die Richtlinien für diese Katego-

rie verstoßen haben und ob Geberlän-

der die nationale Sicherheit oder andere

Gründe anführen, um keine Details über

finanzierte Projekte preiszugeben.

• die Transparenz aller aktuellen und frü-

heren Entwicklungsausgaben erhöhen,

indem der Zugang zu Daten und Details

von Projekten erleichtert und Rechen-

schaftspflicht eingefordert wird.

Regierungen sollten:

• Drogengebrauch bzw. �besitz entkri-

minalisieren, schadensmindernde Maß-

nahmen für Menschen, die Drogen ge-

brauchen, unterstützen („harm reduc-

tion“) und in der Zwischenzeit evidenz-

basierte und auf Gesundheit und Men-

schenrechte ausgerichtete Alternativen

zur Inhaftierung fördern.

• eine kritische Evaluation der Mittel-

verwendung in ihrer eigenen inländi-

schen Drogenpolitik durchführen, sich

von der repressiven Drogenpolitik ab-

wenden und in evidenzbasierte Pro-

gramme zur Schadensminderung („harm

reduction“) investieren.
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• die Bevölkerung und die organisierte Zi-

vilgesellschaft wirksam in die finanziel-

le Entscheidungsfindung und Evaluation

aller drogenpolitischen Entscheidungen

miteinbeziehen.

Reiche Länder gaben von 2012 bis

2021 fast 1 Milliarde an internationa-

len Entwicklungsgeldern für den Dro-

genkrieg aus.

1 Einleitung und Hintergrund

Keine Substanz ist von Natur aus eine „Droge“.

Psychoaktive Substanzen werden seit Jahr-

hunderten überall auf der Welt als Teil lokaler

kultureller Praktiken verwendet.6Was als „Dro-

ge“ angesehen und behandelt wird, wird von

den jeweiligen gesellschaftlichen Machtha-

bern durch soziale Normen und Gesetze de-

finiert und konstruiert. Insbesondere die eu-

ropäischen Kolonialmächte führten vielerorts

auf der Welt Anti-Drogen-Gesetze ein (dann,

wenn es ihnen passte; Cannabis, Kokain und

Opium gehörten zeitweise auch zu den Waren,

mit denen sie handelten).7 Die internationalen

Übereinkommen des 20. Jahrhunderts – und

internationalen Geldströme – setzen dieses

Vorgehen weiter fort.

Der globale Drogenkrieg

Seit Generationen werden Länder auf der gan-

zen Welt in einem kriminalisierenden Um-

gang mit dem Drogenhandel und Menschen,

die illegalisierte Drogen gebrauchen, unter-

stützt, dazu genötigt oder verpflichtet. Um ein

Beispiel zu nennen: In Kenia wurde im Jahr

1933 von der britischen Kolonialregierung un-

ter dem sogenannten „Dangerous Drugs Act“

Cannabis verboten.8 Das 1961 verabschiedete

Einheits-Übereinkommen der Vereinten Na-

tionen über Suchtstoffe (Single Convention

on Narcotic Drugs) war das erste von mehre-

ren maßgeblichen Dokumenten, die ein sol-

ches staatliches Vorgehen international ver-

ankerten.9 Unter erheblichem Einfluss seitens

der USA wird in diesem Dokument behaup-

tet, dass „die Sucht nach Betäubungsmitteln

ein schwerwiegendes Übel darstellt“ („addic-

tion to narcotic drugs constitutes a serious

evil“) und dass die Staaten die „Pflicht haben,

sie zu verhindern und zu bekämpfen“ („duty

to prevent and combat“).10 Der über Genera-

tionen überlieferte und traditionelle Gebrauch

von psychoaktiven Substanzen wie Kokablät-

tern und Cannabis wird in diesem Dokument

nicht berücksichtigt. Dies hat einen Konflikt

zwischen den Rechten Indigener Völker und

der Anti-Drogen-Agenda erzeugt, der bis heu-

te andauert.11

Heute stellen mindestens 115 Länder welt-

weit sogar geringe Besitzmengen von Drogen

für den persönlichen Gebrauch unter Strafe.12

Wohlhabende und einflussreiche Länder wie

die USA, China und Russland üben nach wie

vor Druck auf die globale Drogenpolitik aus.

Dies tun sie durch die Bereitstellung von Gel-

dern, materiellen Ressourcen und technischer

Unterstützung für Initiativen zur „Drogenbe-

kämpfung“ sowie durch die fortlaufende Be-

spielung einer Verbots-Moral in der allgemei-

nen Öffentlichkeit. Diese Machtdynamik und

ungleichen Verhältnisse, die zum Beispiel

Länder wie Kolumbien betreffen, werden

von manchen als „Narco-Kolonialismus“

bezeichnet.13 Die USA haben ihre Bestre-

bungen zur Drogenbekämpfung im 20. Jahr-

hundert globalisiert; und es werden zuneh-

mend Gelder, Trainings und andere Ressour-

cen für die internationalen Bemühungen zur

Bekämpfung des illegalen Drogenhandels be-

reitgestellt. An diesen Aktivitäten sind mehre-

re Behörden der US-Regierung beteiligt. Dazu

gehört die berüchtigte Drug Enforcement Ad-

ministration (DEA), die 1973 gegründet und

schnell personell aufgestockt wurde. 2022

hatte sie 93 Auslandsbüros in 70 Ländern,

in denen 10% ihrer Sonderermittler („Special

Agents“) mit den örtlichen Strafverfolgungs-

behörden zusammenarbeiten und koordinier-

te dabei nachrichtendienstliche Ermittlungen

zur „Drogenbekämpfung“, führte Schulungs-

programme für Polizei und Staatsanwaltschaf-

ten und „die Weiterentwicklung und den Aus-

bau der Strafverfolgungsbehörden für Drogen

im Gastland“ („the advancement and develo-

pment of host country drug law enforcement

institutions.“).14

Im Jahr 2020 wurden unter anderem 182

vietnamesische Polizeibeamte von der Drug

Enforcement Administration (DEA) ausgebil-

4

https://mybrainmychoice.de/entwicklungshilfe/


mybrainmychoice.de/entwicklungshilfe/

det.15 Im selben Jahr mahnte das Büro für

Demokratie, Menschenrechte und Arbeit des

US-Außenministeriums, dass Sicherheitskräf-

te des Landes „zahlreiche Missbräuche be-

gangen“ hätten, darunter rechtswidrige oder

willkürliche Verhaftungen, Inhaftierungen, Fol-

ter und Tötungen, und dass „Polizeibeamte

und Staatsbedienstete regelmäßig ungestraft

handelten“.16 Eine Prüfung des US-Office of

the Inspector General [der Aufsichtsabtei-

lung des Bundes-Justizministeriums, Anm. d.

Übers.] aus dem Jahr 2021 stellte daraufhin

fest, dass einige der sogenannten Sensitive

Investigation Units (SIUs, „Spezialeinheiten

für sensible Ermittlungen“) und Vetted Units

(VUs, „überprüfte Einheiten“), die von der DEA

eingerichtet worden waren, außerhalb formel-

ler Strukturen und ohne angemessene Auf-

sicht agierten. Unter anderem kam es zu meh-

reren Todesfällen von Zivilist*innen während

eines VU-Einsatzes in Honduras.17

Die USA haben darüber hinaus anderen Län-

dern bei der Entwicklung strafrechtlicher

Bestimmungen zur Durchsetzung der Anti-

Drogen-Politik geholfen und Aufklärungs- und

Bildungskampagnen gegen die illegalisierten

Drogen gesponsert. In Myanmar beispiels-

weise hat das Bureau of International Nar-

cotics and Law Enforcement (INL) des US-

Außenministeriums nach eigenen Angaben

nicht nur bei der Einführung der ersten natio-

nalen Drogenkontrollpolitik des Landes und

dem Aufbau der Kapazitäten der Drug En-

forcement Division des Landes (in Zusam-

menarbeit mit der DEA) geholfen, sondern

auch die „Entwicklung kreativer Drogenaufklä-

rungskampagnen in Burma“ finanziert (ohne

nähere Einzelheiten anzugeben) [„Burma“ ist

heute Myanmar, Anm. der Übers.].18 Mit der-

artigen Aktivitäten können sich ausländische

Staaten über die Strafverfolgung hinaus Ein-

fluss auf die öffentliche und politische Mei-

nung nehmen und die Verbots-Moral in der

Bevölkerung fördern.

Auch andere reiche und einflussreiche Länder

und internationale Institutionen haben solche

Initiativen finanziert, mitunter in Zusammen-

arbeit mit lokalen Partnern. So hat beispiels-

weise die australische Bundespolizei bei der

Einrichtung weiterer spezialisierter Polizeiein-

heiten der „Drogenbekämpfung“ mitgewirkt,

die in Thailand unter Namen wie „Taskforce

Storm“ bekannt sind.19 In Nigeria haben US-

Behörden in Zusammenarbeit mit dem Büro

der Vereinten Nationen für Drogen- und Ver-

brechensbekämpfung (UNODC) und der briti-

schen National Crime Agency die Kapazitäten

zur Durchsetzung der Drogengesetze gestärkt

und den Aufbau der nigerianischen National

Drug Law Enforcement Agency unterstützt.20

Andere Untersuchungen haben die wachsen-

de Rolle nicht-westlicher Mächte wie Russ-

land21 festgestellt, das sich zum Beispiel in

Mittelamerika zur Unterstützung des Drogen-

krieges engagiert und dort unter anderem

spezielle Schulungen für die örtlichen Poli-

zeitruppen finanziert hat.22 In Zentralasien,

darunter Afghanistan und Pakistan, hat Russ-

land in ähnlicher Weise die Ausbildung von

Drogenfahndern unterstützt.23 Darüber hinaus

hat Russland versucht, die Drogenpolitik afri-

kanischer Länder zu beeinflussen, unter ande-

rem über den sogenannten Russland-Afrika-

Anti-Drogen-Dialog (Russia-Africa Anti-Drug

Dialogue, RAADD), der bei den Mitgliedern

der Afrikanischen Union für Verbote und Stra-

fen bei Drogengebrauch wirbt.24

Geld für repressive Drogenpolitik

Zahlreiche Regierungen geben Unsummen für

repressive Drogenpolitik und Initiativen aus,

trotz der Risiken und der Kosten für die Errei-

chung der Ziele der öffentlichen Gesundheit

und Menschenrechte. Die umfangreiche In-

frastruktur für Fahndung, Überwachung und

Staatsanwaltschaften sowie die Massenin-

haftierung können für begrenzte öffentliche

Budgets, die anderweitig verwendet werden

könnten, extrem kostspielig sein. Dasselbe

gilt für die sonstige Infrastruktur, die der Anti-

Drogen-Politik dient.

Seit 1971 haben die USA mehr als eine Billi-

on Dollar für ihren Drogenkrieg ausgegeben

und den Strafverfolgungsbehörden erweiter-

te Befugnisse erteilt, wozu auch die Einfüh-

rung von obligatorischen Gefängnisstrafen im

Inland gehört.25 [Das heißt, dass der Staat

die Mindeststrafe für bestimmte Delikte vor-

gibt und damit den individuellen Ermessens-

spielraum von Gerichten blockiert. Anm. d.

Übers.] Milliarden von Dollar wurden auch für

5

https://mybrainmychoice.de/entwicklungshilfe/


mybrainmychoice.de/entwicklungshilfe/

Vorzeigeprojekte des weltweiten Drogenkrie-

ges ausgegeben; ein Großteil dieser Mittel

wurde gezielt in Mittel- und Südamerika ein-

gesetzt.26 Aus Dokumenten der US-Regierung

geht hervor, dass sich die Mittel für die inter-

nationale Drogenbekämpfung allein im Jahr

2021 auf mehr als 1,1 Milliarden US-Dollar be-

liefen, die von verschiedenen Ministerien und

Behörden, angeführt von der DEA (464 Mil-

lionen US-Dollar) und der Behörde für inter-

nationale Drogenkontrolle (INL) des Außen-

ministeriums (425 Millionen US-Dollar), aus-

gegeben wurden. Letztere führt auch Schu-

lungen und Kapazitätsaufbau für die „Drogen-

bekämpfung“ durch, um „langfristige orga-

nisatorische Veränderungen voranzutreiben

und etablieren“ („catalyse and sustain long-

term organisational change“). Die Behörde

für internationale Entwicklung der Vereinigten

Staaten (US Agency for International Deve-

lopment, USAID) gab im gleichen Jahr 53,5

Millionen US-Dollar für die „Drogenbekämp-

fung“ aus.27

Auch europäische Länder sind wichtige Geld-

geber für die internationale Drogenkontrolle.

Trotz Lücken bei der Transparenz und Bereit-

stellung von Daten konnten in einem Bericht

des Europarats im Jahr 2017 Schätzungen für

die Ausgaben von 16 europäischen Ländern

im Bereich Drogen ermittelt werden. Bis zu

0,5% des BIP machen sie aus und der Groß-

teil dieser Ausgaben soll die Reduzierung des

Drogen-Angebots erzielen.28

Das Büro der Vereinten Nationen für Drogen-

und Verbrechensbekämpfung (UNODC) finan-

ziert sich aus freiwilligen Beiträgen von Mit-

gliedsstaaten, multilateralen Organisationen,

dem Privatsektor und anderen Quellen.29 Der

Umstand, dass die Behörde sowohl für Krimi-

nalität als auch Drogengebrauch zuständig ist,

ist umstritten, ebenso wie ihr aktives Engage-

ment, Regierungen bei der praktischen Um-

setzung der kolonialen internationalen Dro-

genpolitik zu unterstützen.30 In der Strate-

gie der Behörde heißt es zwar, dass sie sich

für eine bessere HIV-Prävention, Behandlung

und Versorgung von Menschen, die Drogen

gebrauchen, einsetzt, doch wird nicht aus-

drücklich auf schadensmindernde Maßnah-

men („harm reduction“) Bezug genommen.

Im Jahr 2020 kündigte sie die Finanzierung

der Renovierung einer spezialisierten, „frei-

willigen“ Reha-Einrichtung in Sri Lanka an,

obwohl in vergleichbaren Einrichtungen be-

reits zahlreiche Menschenrechtsverletzungen,

Übergriffe und Misshandlungen festgestellt

wurden.31 Menschenrechtsinitiativen hatten

zuvor schon die Rolle der UN-Behörde bei

polizeilichen Einsätzen zur „Drogenbekämp-

fung“in Iran kritisiert, wo solche Einsätze zu

Todesurteilen für Drogendelikte geführt ha-

ben; ein Verstoß gegen internationales Men-

schenrecht.32

Nach den USA hat die Europäische Uni-

on 2018 die größten Finanzierungszusagen

an das UNODC geleistet (dem letzten Jahr,

für das diese Daten online [in der UNODC-

Datenbank] verfügbar sind; auch zum Zeit-

punkt der Übersetzung im Dez. 2024, Anm.

d. Übers.). In jenem Jahr erhielt das UNODC

insgesamt Zusagen in Höhe von mehr als 360

Millionen US-Dollar (darunter mehr als 70 Mil-

lionen US-Dollar von den USA und mehr als

50 Millionen US-Dollar von der EU).33

Weitgehend unbemerkt wurden einige in-

ternationale Finanzmittel für repressive

Drogenpolitik aus Hilfsgeldern bereitge-

stellt, die eigentlich zur Bekämpfung der

Armut und zur Erreichung globaler Ent-

wicklungsziele verwendet werden sollten.

In einer Studie von Comolli und Hofmann aus

dem Jahr 2013 wurde beschrieben, wie „ei-

nige Länder versucht haben, ihre bevorzugte

Drogenpolitik zu exportieren und die Hilfs-

bedürftigkeit der Empfängerländer zu diesem

Zweck auszunutzen“.34 Im Jahr 2017 wurde

in einem Blogbeitrag des Development Policy

Centre darauf hingewiesen, dass die Hilfsgel-

der für die „Drogenbekämpfung“ – die als „An-

liegen der Entwicklungsländer“ („developing-

country preoccupation“) bezeichnet wird –

in manchen Jahren „die Mittel für mehrere

wohl eigentlich viel wichtigere Prioritäten bei

Weitem überstiegen: Friedenssicherung, For-

schung und Entwicklung sowie saubere En-

ergie“.35 Ein Bericht des Overseas Develop-

ment Institute aus dem Jahr 2019 kam zu

dem Ergebnis, dass zwischen 2000 und 2004

fast 46% der gesamten von den USA für Me-

xiko bereitgestellten Gelder der öffentlichen

Entwicklungshilfe (ODA, Official Development

Assistance) für die „Drogenbekämpfung“ ver-
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wendet wurden.36 Der nächste Abschnitt er-

gänzt diese Recherche mit weiteren Zahlen

und einer Analyse der von 2012 bis 2021 durch

ODA (öffentliche Entwicklungsgelder) finan-

zierten Projekte zur „Drogenbekämpfung“, so

wie es von den Geberländern selbst an die

OECD berichtet wurde.

Öffentliche Hilfsgelder, die für den Dro-

genkrieg verwendet wurden in den Jah-

ren 2012–2021 in US-Dollar. USA: 550

Millionen, EU: 282 Millionen, Japan: 78

Millionen, Vereinigtes Königreich: 22

Millionen, Deutschland: 12 Millionen.

2 Entwicklungshilfe für den

Drogenkrieg

Verdeckte Ermittlungen. Ausbau des „intelli-

genten Profiling“. Zielvorgaben zur Erhöhung

von Festnahmen und Verurteilungen. Dies sind

keine Dinge, die man in den Beschreibungen

von Projekten erwarten würde, die mit Hilfs-

geldern finanziert werden – die dazu beitra-

gen sollen, globale Entwicklungsziele zu er-

reichen, einschließlich der Beendigung ex-

tremer Armut. Dies sind jedoch nur ein paar

Beispiele dafür, was in den Erläuterungen der

ODA (Öffentlichen Entwicklungsfinanzierung)

zur „Drogenbekämpfung“, gemäß den eige-

nen Angaben der Geberländer gegenüber der

OECD, steht. Internationale Geberländer ha-

ben ihre Entwicklungshilfebudgets dafür ver-

wendet, Anti-Drogen-Behörden und �Ansätze

zu stärken, Ausrüstung und Schulungen für

Strafverfolgungsbehörden bereitzustellen und

die öffentliche Meinung über Drogen negativ

zu beeinflussen. Entwicklungshilfe für ande-

re Zwecke, insbesondere aus den USA, wurde

in diesem Rahmen zurückgehalten oder es

wurde mit Kürzungen gedroht, wenn die Emp-

fängerländer keine repressiven Ansätze ver-

folgten.

Auf der Spur des Geldes

Die Geldgeber erstatten dem Entwicklungshil-

feausschuss (Development Assistance Com-

mittee, DAC) der OECD Bericht über ihre Aus-

gaben. Diese Daten sind über das sogenannte

Creditor Reporting System (CRS) zugänglich

und wurden zum Zeitpunkt des Verfassens

dieses Berichts zuletzt im Mai 2023 aktua-

lisiert. Eine Analyse dieser Daten zeigt, dass

die Geldgeber fast eine Milliarde Dollar für die

weltweite „Drogenbekämpfung“ ausgegeben

haben.37 Konkret: In den zehn Jahren zwi-

schen 2012 und 2021 wurden mindestens 974

Millionen US-Dollar zu diesem Zweck ausge-

geben.38

Der Entwicklungshilfeausschuss (DAC) der

OECD definiert ODA als „staatliche Leistun-

gen mit dem Hauptziel der Förderung der

wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung von

Entwicklungsländern“ („government aid that

promotes and specifically targets the eco-

nomic development and welfare of develo-

ping countries“). Ausgenommen sind Mili-

tärhilfe und Projekte, die die nationale Si-

cherheit oder die kommerziellen Interessen

des Geldgebers in den Vordergrund stellen.39

Gemäß dieser Definition umfasst das ODA-

Buchhaltungssystem eine Vielzahl von Aus-

gabenkategorien, dessen Regelwerk im Laufe

der Zeit mehrfach geändert wurde. Im Jahr

2014 beschrieb William Hynes, zu dem Zeit-

punkt Politikanalyst in der OECD-Direktion

für Entwicklungszusammenarbeit: „Anfang der

1990er Jahre wurde die Deckung von Ausga-

ben für globale Themen wie Umwelt, Friedens-

sicherung und Drogenbekämpfung in einem

gewissen Umfang als ODA genehmigt. Man

war der Ansicht, dass dies dazu beitragen wür-

de, die Relevanz der ODA aufrechtzuerhalten,

wohingegen eine unzureichende Ausweitung

der ODA dazu hätte führen können, dass sich

die ODA auf eine abnehmende Zahl weniger

entwickelter Länder konzentrieren würde.“40

Durch diese Entwicklung wurde die „Drogen-

bekämpfung“ dann im CRS-System der OECD

unter dem Sektorcode 16063 gelistet und de-

finitiert. Die offizielle Beschreibung dieser Ka-

tegorie lautet:

“Kontrollen im Land und am Zoll ein-

schließlich Polizeiausbildung; Bildungs-

programme und Aufklärungskampagnen

zur Eindämmung des grenzüberschreiten-

den Drogenhandels und der Verbreitung

im Land. Die ODA-Erfassung der Ausga-

ben für die Drogenbekämpfung beschränkt

sich auf Aktivitäten, die sich auf wirt-

schaftliche Entwicklung und Wohlstand
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konzentrieren, einschließlich alternativer

Entwicklungsprogramme und dem Um-

stieg auf den Anbau anderer Pflanzen

(glqqcrop substitution“). Maßnahmen des

Geldgebers zur Unterbindung von Drogen-

lieferungen, zur Vernichtung von Ernten

oder zur Ausbildung oder Finanzierung

des Militärs für Maßnahmen zur Drogen-

bekämpfung können nicht als ODA ange-

rechnet werden.„ 41

Andere Richtlinien der OECD legen fest, dass

„die Lieferung von Ausrüstung, die dazu be-

stimmt ist, tödliche Gewalt anzudrohen oder

anzuwenden, nicht als ODA gemeldet werden

kann“.42 Diese Regeln sind jedoch biswei-

len vage und lassen Ausnahmen zu. So

ist beispielsweise die Ausbildung im Um-

gang mit tödlicher Ausrüstung nicht ODA-

förderfähig; die Ausbildung im Management

(einschließlich der Sicherheit und Lagerung

solcher Ausrüstung) ist aber förderfähig.43

Die Beschaffung von Informationen ist nicht

ODA-förderfähig; sie ist es aber doch, wenn

sie der „präventiven oder ermittelnden Tätig-

keiten von Strafverfolgungsbehörden im Rah-

men der üblichen Polizeiarbeit zur Wahrung

der Rechtsstaatlichkeit, einschließlich der Be-

kämpfung der transnationalen organisierten

Kriminalität“ dient.44

Es gibt einen separaten Sektorcode (Num-

mer 12330) für Projekte zur „Kontrolle des

schädlichen Gebrauchs von Alkohol und Dro-

gen“ („Control of harmful use of alcohol and

drugs“), dessen Beschreibung besagt, dass er

für die „Prävention und Reduktion des schäd-

lichen Gebrauchs von Alkohol und psychoakti-

ven Drogen; Entwicklung, Umsetzung, Monito-

ring und Evaluierung von Präventions- und Be-

handlungsstrategien, Programmen und Inter-

ventionen; frühe Erkennung und Behandlung

von gesundheitlichen Beschwerden in Folge

von Alkohol- und Drogengebrauch“ gilt.45

Diese Kategorie scheint noch jüngeren Da-

tums zu sein und wurde erst 2018 in den

Datensatz aufgenommen. Die Projekte die-

ser Kategorie erhielten in den vier Jahren bis

2021 insgesamt 25 Millionen US-Dollar (we-

niger als 10% der Summe von 323 Millio-

nen US-Dollar, die Projekte zur „Drogenbe-

kämpfung“ allein im Jahr 2021 erhielten).

Insgesamt zeigen die Daten, dass 30 Geber-

länder und �institutionen die Verwendung zu-

mindest eines Teils ihrer Hilfsgelder für die

ODA-Kategorie der „Drogenbekämpfung“ ver-

wendet haben. Mehr als die Hälfte der Ge-

samtsumme der letzten 10 Jahre kam aus den

USA (550 Millionen USD) – gefolgt von EU-

Institutionen (282 Millionen USD), Japan (78

Millionen USD), Großbritannien (22 Millionen

USD), Deutschland (12 Millionen USD), Finn-

land (9 Millionen USD) und Südkorea (8 Mil-

lionen USD). Auch wenn es sich teilweise um

relativ kleine Anteile an den Gesamtausgaben

für die Entwicklungszusammenarbeit handelt,

können sie es dennoch mit den Ausgaben für

andere Zwecke aufnehmen oder diese sogar

übertreffen (siehe Tabelle 2).

So wurde beispielsweise im Jahr 2021 welt-

weit mehr Hilfe für die „Drogenbekämpfung“

(323 Millionen USD) als für Schulessen (286

Millionen USD) oder Arbeitnehmer*innen-

Rechte (198 Millionen USD) ausgegeben (sie-

he Abbildung 1 ).

Weltweit sind insgesamt 92 Entwicklungslän-

der als Empfänger von Hilfsgeldern für die

„Drogenbekämpfung“ aufgeführt (siehe Ta-

belle 3 mit Einzelheiten zu den 20 größten

Empfängerländern). Ein Teil der Gelder wurde

den Daten zufolge darüber hinaus auch für re-

gionale Programme ausgegeben. Das größte

Empfängerland im Jahr 2021 war Kolumbien

(109 Millionen USD), gefolgt von Afghanistan

(37 Millionen USD), Peru (27 Millionen USD),

Mexiko (21 Millionen USD) sowie Guatemala

und Panama (jeweils etwa 10 Millionen USD).

Von den insgesamt 10 Jahren wurden min-

destens 70 Millionen US-Dollar für sol-

che Projekte in 16 Ländern ausgegeben,

in denen für Drogendelikte die Todesstra-

fe verhängt werden kann. Mit einem Teil

der US-Hilfen wurde 2021 beispielsweise ein

„Ausbildungsprogramm zur Drogenbekämp-

fung“ in Indonesien unterstützt – wo im selben

Jahr mindestens 89 Menschen für Drogen-

delikte zum Tode verurteilt wurden.46 Japan

gab zwischen 2012 und 2019 Millionen Dol-

lar seiner Hilfen für Projekte zur „Drogenbe-

kämpfung“ in Iran aus, unter anderem um die

Polizei mit Ressourcen wie „Spezialfahrzeu-

gen für den Transport von Drogenspürhunde-

Einheiten der Anti-Drogen-Polizei“ auszustat-

ten. Im Jahr 2021 wurden in Iran mindestens
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131 Menschen für Drogendelikte hingerich-

tet.47

Abb. 1: Öffentliche Entwicklungshilfe

(ODA) für „Drogenbekämpfung“ im

Vergleich zu anderen Bereichen

(2021)

In US-Dollar, zu konstanten/infla-

tionsbereinigten Preisen von 2021.

Basierend auf Daten aus dem Creditor

Reporting System der OECD Besei-

tigung von Landminen und explosiven

Kampfmittelrückständen: 432.968.000

USD; Teilnahme an internationalen Einsät-

zen zur Friedenssicherung: 373.994.000

USD; Drogenbekämpfung: 322.833.000

USD; Schulernährungsprogramme:

285.500.000 USD; Programme zur

Ernährungssicherung in Haushalten:

242.795.000 USD; Frühkindliche Bildung:

201.911.000 USD; Rechte von Arbeitneh-

mer*innen: 198.036.000 USD; Förderung

der psychischen Gesundheit und des

Wohlbefindens: 51.200.000 USD.

US-Gelder für die „Drogenbekämp-

fung“

Den OECD-Daten zufolge gaben die USA im

Jahr 2021 309 Millionen US-Dollar für die

„Drogenbekämpfung“ aus. Dies war weniger

als ein Drittel der rund eine Milliarde Dollar,

die das Land jährlich über verschiedene Re-

gierungsstellen, Behörden und Haushaltslini-

en für internationale Aktivitäten zur „Drogen-

bekämpfung“ ausgibt.48 Gleichzeitg war dies

jedoch eine deutliche Erhöhung der US-Hilfen

für diesen Bereich (gegenüber 31 Millionen

US-Dollar im Jahr 2020).

Die Daten zeigen, dass Kolumbien 2021 der

Hauptempfänger dieser Hilfsgelder war, aber

in den entsprechenden Feldern für die Pro-

jektbeschreibung sind nur sehr wenige De-

tails enthalten. In vielen dieser Felder heißt

es: „Informationen wurden gemäß den beiden

im Foreign Aid Transparency and Accounta-

bility Act (FATAA) von 2016 festgelegten prin-

zipiellen Ausnahmen nachträglich bearbeitet:

die Gesundheit und Sicherheit der durchfüh-

renden Partner und das nationale Interesse

der Vereinigten Staaten.“ In den Daten von

2020 gibt es ein paar, aber nicht sehr viele,

weitere Details. Auch hier wird auf die natio-

nalen Interessen der USA verwiesen. Ein Teil

der US-Hilfen im Jahr 2020 unterstützte bei-

spielsweise ein Projekt in einer nicht näher

bezeichneten Region, dessen Beschreibung

besagte, dass es „die nationalen Sicherheits-

interessen der USA fördert, indem es bilate-

rale, regionale und globale Programme un-

terstützt, die es Partnern und Verbündeten

ermöglichen, transnationale Bedrohungen an

ihrer Quelle zu bewältigen und anzugehen …

[und] die Fähigkeit der Partnerländer verbes-

sern, effektiv mit den Strafverfolgungsbehör-

den der USA zusammenzuarbeiten“.49

Die Entwicklung und der Wohlstand der

Empfängerländer – und nicht die nationale

Sicherheit oder die kommerziellen Inter-

essen der Geberländer – sollten eigent-

lich Priorität der offiziellen Entwicklungs-

ausgaben sein.50 Durch die repressive Dro-

genpolitik werden zudem andere, durch US-

Hilfsgelder finanzierte Projekte untergraben.

Die USAID-Behörde unterstützt zum Beispiel

ein „umfassendes Paket von Dienstleistun-

gen und Ansätzen“ für Schlüsselgruppen („key

populations“), darunter Menschen, die Drogen

gebrauchen, sowie strukturelle Interventionen,

einschließlich solcher, die sich mit der Stig-

matisierung und Diskriminierung befassen.51

Sie hat in mehreren Ländern schadensmin-

dernde Maßnahmen („harm reduction“) finan-

ziert, etwa in Vietnam,52 allerdings mit der

Einschränkung, die Gelder nicht für Nadel-

und Spritzenprogramme zu verwenden.53

Der Foreign Relations Authorizations Act von

2003 verbietet es den USA, Ländern auf der

sogenannten „Majors List“ (Liste der wichtigs-

ten Länder) Hilfe zukommen zu lassen (mit
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einigen Ausnahmen, unter anderem für be-

stimmte Arten von Unterstützung wie huma-

nitäre Hilfe und Unterstützung bei der „Dro-

genbekämpfung“).54 Diese Liste enthält die

wichtigsten Transit- und Produktionsländer,

die nach Ansicht der USA keine wesentlichen

Anstrengungen zur Einhaltung internationaler

Abkommen zur „Drogenbekämpfung“ unter-

nommen haben. Die Bindung der US-Hilfe an

eine prohibitionistische, repressive Drogen-

politik ist eine weitere Möglichkeit, wie das

Entwicklungsbudget des Landes dazu verwen-

det wurde, Maßnahmen im Bereich der öffent-

lichen Gesundheit und der Menschenrechte

zusätzlich zu untergraben. Dies ist ein Bei-

spiel für das, was Forscher*innen von Chat-

ham House und dem International Institu-

te for Strategic Studies als „diplomatische

Erpressung“ durch internationale Geldge-

ber bezeichnen, die den Empfängerländern

mit Kürzungen drohen, wenn sie sich nicht

„an die Politik der Drogenbekämpfung des

Geldgebers halten“.55

EU-Gelder für die „Drogenbekämp-

fung“

Die EU-Institutionen gaben zwischen 2012

und 2021 den zweitgrößten Betrag zur „Dro-

genbekämpfung“ aus. In einzelnen Jahren

verwendeten die EU-Institutionen jedoch tat-

sächlich mehr Mittel für diesen Zweck als die

USA (etwa verzeichneten sie 2016 55 Millio-

nen US-Dollar an Mitteln für die „Drogenbe-

kämpfung“ gegenüber 16 Millionen US-Dollar

aus den USA). Anders als in den USA, wo die-

se Ausgaben im Jahr 2021 stark anstiegen,

erreichten die Entwicklungsausgaben der EU-

Institutionen für die „Drogenbekämpfung“ im

Jahr 2016 ihren Höhepunkt. Im Jahr 2021 be-

liefen sie sich auf 8 Millionen US-Dollar.

Frühere Untersuchungen stellten fest, dass die

EU eine wichtige Rolle bei den Bestrebungen

zur Bekämpfung des Drogenhandels in West-

afrika spielt; die Region gerät zunehmend in

den Fokus reicherer und mächtigerer Länder,

die Einfluss auf die Drogenpolitik nehmen.56

Die OECD-Daten zeigen ihrerseits, dass die

EU-Institutionen über den Europäischen Ent-

wicklungsfonds (EEF) insgesamt mindestens

61 Millionen US-Dollar an Hilfsgeldern für

Projekte zur „Drogenbekämpfung“ in West�,

Zentral�, Ost- und Südafrika ausgegeben ha-

ben. Darin enthalten sind 18 Millionen US-

Dollar, die für 2 mehrjährige Projekte zur

„Verringerung des Drogenmissbrauchs, des

illegalen Drogenhandels und der damit ver-

bundenen organisierten Kriminalität in West-

afrika“ (eines über UNODC und das andere

über die Wirtschaftsgemeinschaft der west-

afrikanischen Staaten ECOWAS) ausgegeben

wurden57; 43 Millionen US-Dollar, die für ein

mehrjähriges Projekt über UNODC, um „Nige-

rias Bemühungen im Kampf gegen die Dro-

genproduktion, den Drogenhandel und den

Drogenkonsum sowie damit zusammenhän-

gende organisierte Kriminalität zu unterstüt-

zen“; und 290.000 US-Dollar, die über zwei

Jahre verteilt, hauptsächlich über eine nicht

genannte „Organisation des Privatsektors im

Geberland“ für nicht näher erläuterte „Dienst-

leistungen im Bereich der Öffentlichkeits- und

Kommunikationsstrategie“ in Nigeria ausge-

geben wurden.58

Wenn man sich hingegen andere EU-

Dokumente ansieht, verwundert es, dass sie

tatsächlich Hilfsgelder für eben jene prohi-

bitionistische und repressive Drogenpolitik

verwendet, die gesundheits- und menschen-

rechtsbasierte Ansätze im Umgang mit Dro-

gen untergräbt. Im Berichts eines Ausschus-

ses des Europäischen Parlaments heißt es

etwa:

„Die Wirksamkeit schadensmindernder

Maßnahmen zur Reduzierung von HIV-

Infektionen unter Drogenkonsumierenden

und zur Reduzierung von Todesfällen im

Zusammenhang mit Drogengebrauch wur-

de umfassend und konsistent nachgewie-

sen. Dies ist wahrscheinlich der am in-

tensivsten erforschte Bereich in diesem

Feld, und alle UN-Organisationen haben

diese Schlussfolgerungen inzwischen ak-

zeptiert. Es gibt eine solide Evidenz, die

nahelegt, dass die Ablehnung dieser Maß-

nahmen zu einer ideologischen Sichtwei-

se geworden ist.“59

(„The effectiveness of harm reduction poli-

cies, with regard to reducing HIV infections

among drug users and reducing drug-related

deaths, has been abundantly and consistently

proven. This is probably the most intensively
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researched area in this field, and all UN agen-

cies have now accepted these conclusions.

There is a solid evidence base suggesting that

opposition to this has become an ideological

viewpoint.“; Der Bericht ist nur auf Englisch

verfügbar, Anm. d. Übers.)

UK-Gelder für die „Drogenbekämp-

fung“

Die Entwicklungshilfe des Vereinigten König-

reichs für die „Drogenbekämpfung“ ging im

untersuchten Zeitraum von zehn Jahren zu-

rück, von mehr als 10 Millionen US-Dollar im

Jahr 2012 auf 2 Millionen US-Dollar im Jahr

2019 und dann auf null im Jahr 2021. Was die-

se Veränderungen verursacht hat ist unklar –

und wie lange dies so anhalten wird. Unklar

ist auch, inwieweit die UK-Entwicklungshilfe

für die „Drogenbekämpfung“ mit den im bri-

tischen Recht verankerten Prioritäten der Ar-

mutsbekämpfung und der Gleichstellung der

Geschlechter einhergeht.

Die Erläuterungen von Projekten zur „Drogen-

bekämpfung“, die unter anderem mit Geldern

der UK mitfinanziert wurden, lassen erkennen,

dass sie Unterstützung für die „Ausweitung

von Flughafenkontrollen“ („up scaling [sic] of

airport controls“) in Bolivien; für die „Verbes-

serung der nachrichtendienstlichen Profiler-

stellung von Passagieren“ auf einem Flug-

hafen in Kolumbien; für die „Überwachungs-

kapazität“ des Geheimdienstes von Mosam-

bik; für „Lügendetektorschulungen für die

örtliche Drogenbekämpfungsbehörde“ („po-

lygraph training for local [sic] drug fighting

agency“) in der Dominikanischen Republik;

und für „Ausbildung von verdeckten Ermitt-

lern“ in Peru beinhalteten.60 Andere Anga-

ben zu den Projekten zeigen, wie sich die

strafrechtliche Verfolgung von Drogen und Mi-

gration überschneiden. So gab das Vereinig-

te Königreich beispielsweise 2016 und 2017

Mittel für Schulungen zur „Verbesserung der

Fähigkeiten der Seestreitkräfte und Verteidi-

gungskräfte der karibischen Nationen“ gegen

den „illegalen Handel mit Drogen/Waffen und

Menschen“ aus.61

Aus diesen Aufzeichnungen geht auch hervor,

dass ein Teil der UK-Hilfen für die „Weitergabe

von Fachwissen, Erfahrungen und Schulungen

im Zusammenhang mit der Drogenbekämp-

fung an die brasilianische Bundespolizei“ ver-

wendet wurde. Dies geschah trotz der gut do-

kumentierten negativen Folgen des brasiliani-

schen Drogenkriegs für die Menschenrechte,

unter anderem durch Amnesty International.62

Bei groß angelegten Einsätzen in städtischen

Gebieten, insbesondere in den Elendsvier-

teln, wurden schwere Panzerfahrzeuge ein-

gesetzt und übermäßige Gewalt angewendet.

Schwarze und Indigene Gemeinschaften wur-

den ungleich häufiger ins Visier genommen,

verhaftet und körperlicher Bestrafung ausge-

setzt. Die brasilianischen Akademiker Evan-

dro Piza Duarte und Felipe da Silva Freitas

haben dies als „systematischen Prozess der

Entmenschlichung“ („systematic process of

dehumanisation“) und die „Wiederholung ei-

ner Politik der Vernichtung“ beschrieben („the

reiteration of a practice of extermination“).63

Brasilien verzeichnet weltweit die höchste Ra-

te an Tötungsdelikten durch die Polizei; und

unter allen Tötungsdelikten im Land wurden

im Jahr 2019 10% von Polizist*innen began-

gen. Fast 80% der getöteten Menschen waren

Schwarz.64

In den Entwicklungshilfedaten des Vereinig-

ten Königreichs wird jedoch nicht auf einen

solchen Zusammenhang verwiesen, und auch

die Projektbeschreibung enthält keine Einzel-

heiten darüber, welche spezifischen Fähig-

keiten mit der brasilianischen Polizei geteilt

werden sollen. Allerdings wurde im Rahmen

der UK-Hilfe eine separate Studie finan-

ziert, die zu dem Schluss kam, dass der

„Krieg gegen die Drogen“ kontraproduk-

tiv ist und potenziell verheerende Folgen

für einige der ärmsten und am stärksten

benachteiligten Bevölkerungsgruppen der

Welt haben könnte. Im Bericht eines be-

deutenden Forschungskonsortiums, das vom

britischen Global Challenges Research Fund

finanziert wird und Teil der britischen öffent-

lichen Entwicklungshilfe (ODA) ist65, wurde

gewarnt: „Schlecht durchdachte Ansätze der

Kriminalisierung und der erzwungenen Ver-

nichtung illegaler Anbauflächen zerstören Le-

bensgrundlagen und verschlimmern die Men-

schenrechtsverletzungen gegenüber bereits

stigmatisierten und ausgegrenzten Gruppen.“

(„Ill-conceived approaches of criminalisati-
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on and enforced eradication of illicit crop-

lands destroy livelihoods and exacerbate hu-

man rights violations of already stigmatised

and marginalised groups.“)66 Es hieß, die Ge-

berländer sollten solche Ansätze „verwerfen“

(„abandon“).67

Abb. 2: Empfängerländer von öffentlichen

Entwicklungsgeldern (ODA) zur

„Drogenbekämpfung“ (2012-21)

Basierend auf Daten aus der letzten

Aktualisierung des Common Report-

ing Standard (CRS) der OECD (Mai

2023). Bruttoauszahlungen der öffent-

lichen Entwicklungshilfe (ODA) über

alle Kanäle; aller Arten von Hilfen; USD

zu konstanten/inflationsbereinigten

Preisen von 2021; aller offiziellen

Geberländer.

Hell: Erhielten Öffentliche Entwicklungs-

hilfe (ODA) zur „Drogenbekämpfung“ /

Dunkel: Empfängerländer mit Todesstrafe

für Drogendelikte

Der Mangel an Transparenz

Im Jahr 2021 wurden insgesamt mehr Hilfs-

gelder zur „Drogenbekämpfung“ für Projek-

te der Kategorie „Entwicklungsländer, nicht

spezifiziert“ ausgegeben als für ein bestimm-

tes Land. Dies ist nur ein Beispiel für viele

erhebliche Lücken in den untersuchten In-

formationen. Viele Datensätze enthalten nur

sehr kurze Einträge in den Feldern für die Pro-

jektbeschreibung; einige enthalten überhaupt

keine Details oder nur Codewörter. In einem

Hilfsdatensatz aus dem Vereinigten König-

reich steht beispielsweise in der Beschrei-

bung „Romeo/Delta/Foxtrot“, ohne dass dies

näher erläutert wird.68 Als die USA im Jahr

2021 den Betrag ihrer für die „Drogenbekämp-

fung“ ausgegebenen Hilfsgelder deutlich er-

höhten, waren die meisten ihrer Datensätze

nachträglich überarbeitet.

Diese Informationslücken reihen sich ein in

bereits einige Jahre der Bedenken und Kritik

an der Intransparenz der Mittelverwendung in

der internationalen Entwicklungszusammen-

arbeit. Obwohl es sich bei der Entwicklungs-

hilfe um Steuergelder handelt, die für den

spezifischen Zweck der globalen Entwicklung,

einschließlich der Armutsbekämpfung, einge-

setzt werden sollen, ist es sehr schwer nach-

zuvollziehen, wie dieses Geld tatsächlich ein-

gesetzt wird. Nur eine Handvoll Geberländer

– und keiner von denen, die in dieser Stu-

die erwähnt werden – haben die Einstufung

„sehr gut“ im neuesten Aid Transparency In-

dex erhalten, der von der Überwachungsgrup-

pe Publish What You Fund publiziert wurde.69

[Die EU und Deutschland belegen im 2024-

Index einen Platz im besseren Mittel, Anm. d.

Übers.]

Vollständige Daten zu den ODA-Ausgaben

für 2022 sind ab Ende 2023 in der CRS-

Datenbank der OECD verfügbar. [Zum Zeit-

punkt dieser Übersetzung im Dez 2024 sind

die Einträge für 2023 und einige für 2024 in

der Datenbank der International Aid Trans-

parency Initiative verfügbar. Dieser Link führt

zu den Einträgen dieser beiden Jahre, Anm.

d. Übers.] Einige Geberländer und Institutio-

nen berichten zudem nach dem Datenstan-

dard der International Aid Transparency In-

itiative (IATI), und manchmal auch eher.70 Im

August 2023 umfassten die [zu dem Zeitpunkt

noch unvollständigen] Daten schon mehr als

3 Millionen US-Dollar, die europäische Insti-

tutionen im Jahr 2022 zur „Drogenbekämp-

fung“ ausgegeben hatten – darunter mehr als

300.000 US-Dollar für den „Kauf von Labor-

ausrüstung für den Kampf gegen Drogen“ in

Peru71 – sowie über 1,8 Millionen US-Dollar,

die bereits als Budget für solche Aktivitäten

für das Jahr 2023 vorangemeldet wurden. Ne-

ben staatlichen Ministerien stehen auch meh-

rere UN-Organisationen auf der Publisher Lis-

te der Aid Transparency Initiative (IATI), die

ihnen Informationen über geförderte Projekte

zur Verfügung stellen – das UNODC allerdings

nicht.72

Auch der Europarat hat auf die Probleme bei

der Nachverfolgung der Mittelverwendung für
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Maßnahmen, die den öffentlichen Umgang

mit Drogen betreffen, hingewiesen. „Die be-

grenzte Verfügbarkeit von Daten stellt bei der

Analyse öffentlicher Ausgaben im Zusammen-

hang mit Drogen oft eine Herausforderung

dar“, heißt es in dem oben genannten Bericht

aus dem Jahr 2017, in dem erklärt wird:

„In einigen Ländern gibt es keine separa-

ten Budgets für Ausgaben im Bereich Dro-

gen, da sie in größere Budgetkategorien

eingebettet sind. Oftmals sind mehrere

Sektoren beteiligt und die Ausgaben kön-

nen auf verschiedenen Verwaltungsebe-

nen (zentral, regional, lokal) getätigt wer-

den.“ Mehrere staatliche Akteure könnten

beteiligt sein. Oder Ausgaben im Zusam-

menhang mit Drogen sind in anderen Aus-

gaben mit enthalten. „Zum Beispiel ist es

üblich, dass Gefängnisse kein separates

Budget für Straftäter*innen, die für Dro-

gendelikte verurteilt wurden.“ 73

Im Kontrast zu dieser begrenzten Transparenz

und Datenlage gibt es zahlreiche Belege dafür,

dass eine prohibitive und repressive Drogen-

politik die globalen Entwicklungsziele unter-

gräbt, darunter auch die Ziele im Hinblick auf

die allgemeine Gesundheitsversorgung, so-

wie internationale Menschenrechtsverpflich-

tungen und das „Do-no-harm“-Prinzip („richte

keinen Schaden an“), an denen sich die Aus-

gaben für Entwicklungshilfe orientieren soll-

ten.

Im Jahr 2021 wurden für die „Drogen-

bekämpfung“ mehr Entwicklungsgelder

verwendet als für Schulessen und die

Rechte von Arbeitnehmer*innen. Für

die Rechte von Arbeitnehmer*innen:

198 Millionen US-Dollar, Für Schules-

sen: 286 Millionen US-Dollar, Für „Dro-

genbekämpfung“: 323 Millionen US-

Dollar.

3 Im Konflikt mit den

Entwicklungszielen

Die repressive Drogenpolitik hat den Dro-

gengebrauch nicht reduziert, sondern verant-

wortet Menschenrechtsverletzungen und be-

hindert Maßnahmen im Bereich der öffentli-

chen Gesundheit; die armen, marginalisierte

und rassistisch diskriminierten Bevölkerun-

gen sind von den negativen Folgen ungleich

stärker betroffen. Dieser Umstand wird zuneh-

mend anerkannt. In einem Bericht der Welt-

bank wird der Drogenkrieg als „eine Strate-

gie, die wiederholt gescheitert ist“ („a stra-

tegy that has repeatedly failed“) bezeichnet

und es wird beschrieben, wie reichere Länder

den Entwicklungsländern im Umgang mit Dro-

gen „schädliche Maßnahmen aufgezwungen

haben“ („have imposed harmful policies“), mit

„schlimmen Folgen“ („dire consequences“).74

Ein solches Vorgehen bedroht also die inter-

nationalen Verpflichtungen in den Bereichen

wirtschaftlicher Entwicklung, Gesundheitszie-

le und Menschenrechte; internationale Hilfs-

gelder, die solche Ansätze unterstützen, unter-

graben mit diesen Ausgaben fortlaufend die

„do no harm“-Grundsätze.

Im Konflikt mit den Gesundheitsrech-

ten

In Regionen wie Osteuropa und Zentral-

asien entfallen mehr als 30% der HIV-

Neuinfektionen auf Menschen, die Drogen in-

jizieren.75 Auch in Ländern wie Afghanistan,

Pakistan und den Philippinen, die zu den 20

Empfängerländern mit den höchsten Summen

von Hilfsgeldern für die „Drogenbekämpfung“

gehören, ist HIV unter Drogen injizierenden

Menschen weit verbreitet.76

Menschen, die Drogen gebrauchen, sind in

mehrfacher Hinsicht besonders verletzlich,

und diese Verletzlichkeit wird durch repres-

sive Drogenpolitik zusätzlich verschärft. Eine

systematische Überprüfung ergab, dass welt-

weit 58%derMenschen, die Drogen injizieren,

bereits inhaftiert und 25% kürzlich obdachlos

waren oder in einer instabilen Wohnsituati-

on lebten.77 Diese Bevölkerungsgruppen mit

Hilfsangeboten zu erreichen, kann eine Her-

ausforderung darstellen, insbesondere im Zu-

sammenhang mit Kriminalisierung, Diskrimi-

nierung und unterfinanzierten oder nicht vor-

handenen schadensmindernden Maßnahmen

(„harm reduction“). Ohne sie wird es jedoch

nicht möglich sein, die globalen Gesundheits-

ziele zu erreichen.

Im Jahr 2015 hat die UN Ziele für nachhaltige

Entwicklung (Sustainable Development Goals,
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SDGs) vereinbart, die in den nächsten fünf-

zehn Jahren als Richtschnur für internationale

Hilfs- und Entwicklungsprojekte dienen sollen

[von der Bundesregierung hier auf Deutsch,

Anm. d. Übers.]. Sie enthalten ein eigenständi-

ges Ziel für Gesundes Leben (Nummer 3), das

„ein gesundes Leben für alle Menschen jeden

Alters gewährleisten und ihr Wohlergehen för-

dern“ soll und zu dem es verschiedene spezi-

fische Zielvorgaben gibt.78 Zu diesen Zielvor-

gaben gehören die Beendigung von AIDS und

Tuberkulose, die Bekämpfung von Hepatitis

und die Erreichung einer universellen Gesund-

heitsversorgung bis 2030. Diese wichtigen

Ziele werden durch die prohibitionistische

und strafende Agenda untergraben, die Men-

schen daran hindert oder davon abschreckt,

Unterstützungsangebote in Anspruch zu neh-

men. Diese Zusammenhänge sind ebenfalls

gut dokumentiert. Eine weitere systematische

Überprüfung von 106 Forschungsstudien, die

2017 in The Lancet veröffentlicht wurde, stell-

te fest, dass „sich die Kriminalisierung des

Drogengebrauchs auf die HIV-Prävention und

�Behandlung negativ auswirkt“.79

Im darauffolgenden Jahr verpflichteten sich

30 UN-Organisationen im Rahmen der „UN

System Common Position on Drug Policy“ da-

zu, die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung evi-

denzbasierter, entwicklungsorientierter Maß-

nahmen für den Umgang mit Drogen zu un-

terstützen, darunter „Alternativen zu Verurtei-

lung und Bestrafung und. . . die Umstellung

auf einen nicht-strafenden, regulatorischen

Rahmen, der der öffentlichen Gesundheit, der

Gleichheit und der sozialen Gerechtigkeit bei

der Drogenkontrolle Vorrang einräumt. Dazu

gehört auch die Entkriminalisierung des Dro-

genbesitzes für den persönlichen Gebrauch“

(„alternatives to conviction and punishment

and. . . shifting to a non-punitive, regulato-

ry framework that prioritises public health,

equity, and social justice in drug control. This

includes the decriminalisation of drug pos-

session for personal use“).80 Auch in der Glo-

balen AIDS-Strategie 2021–2026 von UNA-

IDS wird die Bedeutung der Entkriminalisie-

rung unterstrichen. Es werden Ziele zur Auf-

hebung von Strafgesetzen und �maßnahmen

und zur Umsetzung neuer Maßnahmen zur

Bekämpfung von Stigmatisierung, Diskrimi-

nierung und genderspezifischer Gewalt so-

wie zur ‚Ausweitung umfassender schadens-

mindernder Maßnahmen‘ festgelegt („scale

up comprehensive harm reduction“).81 Die-

se Strategie sowie die Global Health Sector

Strategies der Weltgesundheitsorganisation82

und die Politische Erklärung der Generalver-

sammlung der Vereinten Nationen zu HIV und

AIDS von 202183, die von Regierungen welt-

weit unterzeichnet wurde, unterstreichen die

dringende Notwendigkeit, die HIV-Prävention

in den Schlüsselgruppen zu verstärken, [das

heißt, Personen, deren Bedürfnisse, Risiken

oder Rollen in diesem Kontext besonders re-

levant sind, Anm. d. Übers.], darunter Men-

schen, die Drogen gebrauchen.

Im Konflikt mit den Menschenrechten

Im Jahr 2022 erreichte die weltweite Gefäng-

nispopulation nach neuesten Schätzungenmit

11,5 Millionen Menschen einen historischen

Höchststand, wobei mindestens jeder Fünf-

te (2,2 Millionen) für Drogendelikte inhaftiert

war (davon fast eine halbe Million Menschen

wegen Drogenbesitzes für den persönlichen

Gebrauch).84 Die repressive Drogenpolitik hat

in einigen Ländern zu Masseninhaftierungen,

diskriminierender Polizeiarbeit, außergericht-

lichen Tötungen, Folter und der Anwendung

der Todesstrafe geführt. Auf den Philippinen,

die sich im Februar 2023 weigerten, bei ei-

ner Untersuchung des Internationalen Straf-

gerichtshofs zum Drogenkrieg des Landes zu

kooperieren, werden Zehntausende von Men-

schen von der Polizei und Bürgerwehren ge-

tötet.85

In einer Erklärung der UN Working Group

on Arbitrary Detention (UN-Arbeitsgruppe zu

willkürlichen Verhaftungen) von 2022 wurde

der Drogenkrieg als Scheitern mit „weit-

reichenden negativen Auswirkungen auf

die unterschiedlichsten Menschenrechte“

(„far-reaching negative implications for

the widest range of human rights“) be-

zeichnet; darunter „das Recht auf persön-

liche Freiheit, Freiheit von Zwangsarbeit,

von Misshandlung und Folter, das Recht

auf ein faires Verfahren, das Recht auf Ge-

sundheit, einschließlich Palliativbehand-

lung und - pflege, das Recht auf ange-
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messenen Wohnraum, das Recht auf Frei-

heit von Diskriminierung, das Recht auf

eine saubere und gesunde Umwelt, das

Recht auf Kultur und die Freiheiten der

Meinungsäußerung, der Religion, der Ver-

sammlung und des Zusammenschlusses

sowie das Recht auf Gleichbehandlung.“86

In einer großen Studie, die diese Arbeitsgrup-

pe im Jahr zuvor veröffentlicht hatte, wurde

festgestellt, dass der Krieg gegen Drogen zu

vielfältigen Menschenrechtsverletzungen ge-

führt hatte, darunter Racial Profiling, übermä-

ßiges Wegsperren in Untersuchungshaft, un-

verhältnismäßige Verurteilungen, rechtswidri-

ge Inhaftierungen und Prozesse gegen Kinder

und Jugendliche als „Erwachsene“ sowie Fol-

ter und Misshandlung und ein „missbräuchli-

cher Einsatz der Todesstrafe“ („abusive use of

the death penalty“).87

Über Polizei, Gerichte und Gefängnisse hin-

aus wurden auch Menschenrechtsverletzun-

gen in Zwangseinrichtungen für Drogenent-

zug und �rehabilitation dokumentiert; dane-

ben sind Menschen, die Drogen gebrauchen,

sind oft mit Stigmatisierung und Diskriminie-

rung konfrontiert, die ihren gleichberechtig-

ten Zugang zu Dienstleistungen einschränken

können. „Jeder Mensch hat ausnahmslos das

Recht auf lebensrettende schadensmindern-

de Maßnahmen. Das Angebot schadensmin-

dernden Maßnahmen ist jedoch nach wie vor

sehr gering, obwohl sie für den Schutz der

Menschen, die Drogen gebrauchen, und die

Gewährleistung ihres Rechts auf körperliche

und geistige Gesundheit unerlässlich sind“

(„Everyone without exception has the right to

life-saving harm reduction interventions. Ho-

wever, the coverage of harm reduction ser-

vices remains very low, even though they are

essential to protect the people who use drugs

and guarantee their right to physical and men-

tal health“), betonten die UN-Expert*innen.88

Die ungleich größeren Schäden für Peop-

le of Colour

Auf der ganzen Welt sind People of Colour

unverhältnismäßig stark vom Drogenkrieg be-

troffen. In den USA sind die durch Rassis-

mus bedingten Ungleichheiten bei Festnah-

men und Inhaftierungen im Zusammenhang

mit Drogen stark ausgeprägt und gut doku-

mentiert – eine Folge der Fokussierung der

Strafverfolgungsbehörden auf städtische Ge-

biete mit niedrigem Einkommen sowie von

Polizeiarbeit, die gezielt gegen Minderhei-

ten vorgeht. Auch im Vereinigten Königreich

hat die umstrittene Polizei-Methode „Stop

and Search“, die zunehmend in Bezug auf

Drogendelikte eingesetzt wird, Schwarze und

Asiatisch gelesene Menschen unverhältnis-

mäßig stark betroffen.89 In London hat die

Polizei während der COVID-19-Pandemie über

20.000 Mal junge Schwarze Menschen ange-

halten und durchsucht; diese Zahl entspricht

mehr als einem Viertel der jungen Schwarzen

Stadtbevölkerung im Alter von 15 bis 24 Jah-

ren.90

In Südafrika haben sich die Drogengeset-

ze und Polizeimethoden inzwischen zu ei-

ner „heimtückischen Form der De-facto-

Apartheid“ („insidious form of de facto apart-

heid“) entwickelt, so Wissenschaftler*innen

vor Ort, die untersucht haben, wie Ressour-

cen, die früher zur Durchsetzung der Apartheid

eingesetzt wurden, zum Beispiel paramilitäri-

sche Polizeikräfte, im Namen der „Drogenbe-

kämpfung“ umfunktioniert wurden.91 In Brasi-

lien haben Wissenschaftler*innen einen „sys-

tematischen Prozess der Entmenschlichung“

(„systematic process of dehumanisation“) und

die „Wiederholung einer Vernichtungspraxis“

(„the reiteration of a practice of exterminati-

on“) im Rahmen des Drogenkrieges beschrie-

ben, der groß angelegte Militäroperationen

in städtischen Elendsvierteln und die welt-

weit höchste Rate an Tötungen durch die Po-

lizei umfasst, von denen wiederum überpro-

portional viele Schwarze Menschen betroffen

sind.92 Die meisten Inhaftierten des Landes

sind ebenfalls Schwarz, von denen die Mehr-

heit für Drogendelikte inhaftiert ist.93

Diese Muster wurden auf globaler Ebene von

einer weiteren UN-Arbeitsgruppe, der UN

Working Group of Experts on People of African

Descent (Experten*innen für Menschen afri-

kanischer Abstammung) anerkannt. In einer

Erklärung stellte sie fest: „Der Drogenkrieg

hat sich als System der rassistischen Un-

terdrückung als effektiver erwiesen denn

als Mechanismus zur Bekämpfung des Ge-

brauchs und Handels von Drogen. . . . [Er]
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richtet sich unverhältnismäßig stark ge-

gen Menschen afrikanischer Abstammung

und missachtet die massiven Kosten für

die Würde, Menschlichkeit und Freiheit des

Einzelnen.“ („The war on drugs has operated

more effectively as a system of racial con-

trol than as a mechanism for combating the

use and trafficking of narcotics. . . . [It] has
disproportionately targeted people of African

descent and disregarded the massive costs to

the dignity, humanity and freedom of indivi-

duals.“)

Andere Untersuchungen dokumentieren, wie

Indigene Gemeinschaften durch den Dro-

genkrieg geschädigt wurden, unter anderem

durch den Einzug des Militärs in ihre Gemein-

schaften und die daraus resultierenden Men-

schenrechtsverletzungen sowie durch die Zer-

störung der landwirtschaftlichen Aktivitäten,

von denen sie abhängig sind.94 In Kolumbi-

en ist die Vernichtung von Anbauflächen ein

prominenter und umstrittener Aspekt des in-

ternational geförderten Regimes der „Drogen-

bekämpfung“.95 Bereits marginalisierte Koka-

bauern, die versuchen, ihre Existenzgrundlage

zu verteidigen, sehen sich mit Rauschgiftfahn-

dern und Soldaten konfrontiert, die sie mit

Tränengas und Schusswaffen angreifen.96

Weitere Verpflichtungen

„Das aus der Medizinethik abgeleitete Prinzip

der Schadensvermeidung verlangt von Akteu-

ren der humanitären Hilfe und Entwicklungs-

zusammenarbeit, sich zu bemühen, den Scha-

den, den sie anrichten könnten, so gering wie

möglich zu halten“ („The do no harm princi-

ple, derived from medical ethics, requires hu-

manitarian and development actors to strive

to minimise the harm they may do,„), erklärt

die Internationale Föderation der Rotkreuz-

und Rothalbmondgesellschaften (IFRC).97 In

einem Papier der OECD über die Anwen-

dung des Do-no-harm-Prinzips in fragilen Si-

tuationen und Konflikten heißt es: „Geldge-

ber müssen sicherstellen, dass sie keinen

Schaden anrichten, und sowohl die beab-

sichtigten als auch die unbeabsichtigten

Folgen ihrer Interventionen berücksichti-

gen.“ („Donors must ensure that they ‚do no

harm‘ and consider both the intended and

unintended consequences of their interven-

tions.“) In demselben Papier werden die Ak-

tivitäten von Geldgebern gegen illegale Dro-

gen als Beispiel angeführt und es wird darauf

hingewiesen, dass sie „sicherstellen sollten,

dass die Lebensgrundlagen geschützt wer-

den, und nach Möglichkeit neue [Steuer-]Ein-

nahmequellen für den Staat schaffen sollten“

(„ensure that livelihoods are protected and

to create, where possible, new sites of [tax]

revenue collection for the state“). Insbeson-

dere heißt es, dass Geldgeber „internationale

Maßnahmen zur Legalisierung und Regulie-

rung einiger Güter (insbesondere Drogen)“

(„international measures to legalise and regu-

late some commodities (especially drugs)“) in

Betracht ziehen sollten.98

Wie bereits erwähnt, definiert der Entwick-

lungshilfeausschuss (DAC) der OECD „öffent-

liche Entwicklungshilfe“ (Official Development

Assistance, ODA) als „Staatliche Hilfe, die dar-

auf abzielt, die wirtschaftliche Entwicklung

und den Wohlstand in Entwicklungsländern

zu fördern“ („government aid that promotes

and specifically targets the economic deve-

lopment and welfare of developing count-

ries“).99 Geberländer können zusätzliche De-

finitionen und Richtlinien für diese Ausgaben

festlegen. Der britische „International Develo-

pment Act“ von 2002 besagt beispielsweise,

dass die Bereitstellung von Entwicklungshil-

fen davon abhängt, ob der zuständige Minister

„davon überzeugt ist, dass die Bereitstellung

der Hilfe wahrscheinlich zu einer Verringe-

rung der Armut beiträgt“ („satisfied that the

provision of the assistance is likely to con-

tribute to a reduction of poverty“).100 In den

Änderungen von 2014 wurde präzisiert, dass

„es wünschenswert ist, Entwicklungshilfe zu

leisten, die wahrscheinlich zur Verringerung

der Armut beiträgt, und zwar auf eine Wei-

se, die wahrscheinlich zur Verringerung der

Ungleichheit zwischen Personen unterschied-

lichen Geschlechts beiträgt“ („the desirability

of providing development assistance that is

likely to contribute to reducing poverty in a

way which is likely to contribute to reducing

inequality between persons of different gen-

der“).101

Es reicht nicht aus, die Ausgaben für die

„Drogenbekämpfung“ zu stoppen, insbeson-
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dere wenn es keine Garantie dafür gibt, dass

sie nicht später wieder aufgenommen wer-

den. Länder, die repressive Drogenpoli-

tik gefördert und gestärkt haben, tra-

gen die Verantwortung, den angerichte-

ten Schaden wiedergutzumachen. Dies war

auch eine der Schlussfolgerungen von UN-

Menschenrechtsexpert*innen im Jahr 2022,

die erklärten, dass die internationale Ge-

meinschaft eine „historische Verantwortung

dafür trägt, die durch Jahrzehnte eines glo-

balen ‚Krieges gegen Drogen‘ verursachte

Verwüstung rückgängig zu machen“ („histo-

rical responsibility to reverse the devastation

brought about by decades of a global ‚war on

drugs‘“).102 Andere argumentieren, dass die

USA aufgrund ihrer prominenten Rolle in die-

sem „Krieg“ eine besondere „moralische und

politische Verantwortung hat, proaktiv eine

Drogenpolitik zu fördern, die auf Gesundheit

und sozialer Gerechtigkeit und allem voran auf

den Menschenrechten beruht“.103

Als besorgniserregender Trend scheint sich

die Einbeziehung von Aktivitäten und Ausga-

ben für die „Drogenbekämpfung“ in Berichten

über die Unterstützung „globaler öffentlicher

Güter“ (GPGs) und neue Maßstäbe für Mit-

telverwendungen möglicherweise abzuzeich-

nen. In einem Arbeitspapier der OECD von

2004 wurde die „Drogenbekämpfung“ neben

dem Weltfrieden als wichtiges globales öf-

fentliches Gut bezeichnet.104 In jüngerer Zeit

wurde die „Drogenbekämpfung“ in Berichten

über die Unterstützung von GPGs durch Ent-

wicklungsinitiativen aufgenommen (2016)105;

von einem Entwicklungsinstitut der Sciences

Po University in Paris als Teil der Unterstüt-

zung der Geldgeber für „soziale Gerechtig-

keit“ beschrieben (2017)106 und in einem Pa-

pier der Total Official Support for Sustainable

Development (TOSSD) Task Force als Katego-

rie genannt, die in neue Statistiken über die

Entwicklungszusammenarbeit aufgenommen

werden sollte (2020).107 Statt die Ausgaben

für die „Drogenbekämpfung“ weiter in die

internationale Infrastruktur der Entwick-

lungszusammenarbeit zu integrieren, soll-

ten Geberländer und andere diese Geld-

flüsse kritisch hinterfragen und sich mit

unterfinanzierten, auf Gesundheitsversor-

gung und Menschenrechten basierenden

Alternativen befassen.

4 Die Unterfinanzierung der

Alternativen

Aus der ganzen Welt liegen Belege für die er-

heblichen Vorteile schadensmindernder Maß-

nahmen („harm reduction“) für die Gesundheit

und das Wohlergehen vor. Zu diesen Initia-

tiven, die darauf abzielen, negative gesund-

heitliche, soziale und wirtschaftliche Folgen

von Drogengebrauchs zu mildern (ohne den

Drogengebrauch notwendigerweise zu been-

den) gehören Substitutionsbehandlungen bei

Opioidabhängigkeit; Spritzentauschprogram-

me bzw. �abgaben; Kondome und Präexposi-

tionsprophylaxe (PrEP); Drogenkonsumräume

(engl. manchmal „overdose prevention cen-

tres“ genannt) sowie Programme zur Präventi-

on und Behandlung von Überdosierungen, zur

Gewährleistung einer diskriminierungsfreien

Bereitstellung von Angeboten und Menschen,

die Drogen gebrauchen oder in sonstiger Wei-

se damit zu tun haben, vor Gefängnisaufent-

halten zu bewahren. Trotz des Nutzens dieser

schadensmindernden Maßnahmen („harm re-

duction“) sind sie weltweit nach wie vor stark

unterfinanziert.108

Die Wirkung schadensmindernder

Maßnahmen

Es ist erwiesen, dass die Umsetzung sol-

cher schadensmindernder Maßnahmen zur

Senkung der HIV- sowie Hepatitis-C�,

Tuberkulose- und drogenbedingten Sterblich-

keitsraten beitragen kann.109 Mit relativ ge-

ringem finanziellem Einsatz kann viel erreicht

werden – und schadensmindernde Maßnah-

men sind auf lange Sicht kosteneffektiv und

kostensparend. UNAIDS schätzt die jährli-

chen Kosten eines Nadel- und Spritzenpro-

gramms (NSP) auf 23 bis 71 US-Dollar pro

Person. Im Vergleich zu den Kosten für die

Behandlung von durch Blut übertragbaren In-

fektionen – oder die antiretrovirale Behand-

lung von HIV, die schätzungsweise zwischen

1.000 und 2.000 US-Dollar pro Person und

Jahr kostet110 – gehören sie zu den kostenef-

fizientesten Maßnahmen der Gesundheitspo-
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litik, die je entwickelt wurden.111

Es gibt unterschiedliche Projekte, die sol-

che Vorteile in Großstädten in den USA und

Europa bereits aufzeigen. In New York City

ermöglichen „Overdose Prevention Centers“

Menschen, Drogen in sicheren und hygieni-

schen Umgebungen mit geschultem Personal

zu konsumieren, das Drogen testen, sterile

Materialien bereitstellen und Menschen dar-

über informieren kann, wie sie sich vor In-

fektionen, einschließlich Hepatitis und HIV,

schützen können. In den ersten drei Wochen

nach Eröffnung im Dezember 2021 konnten an

zweien dieser Räume bereits mindestens 63

Überdosierungen verhindert werden.112

In Europa wird Portugal oft als „Best Practi-

ce“-Beispiel für schadensmindernde Maßnah-

men genannt, unter anderem in einem Bericht

aus dem Jahr 2016, der von der Fachabteilung

für Bürgerrechte und Verfassungsfragen des

Europäischen Parlaments in Auftrag gegeben

wurde. Darin wird beschrieben, wie die „Ge-

sundheit und das Wohlergehen der Bürger im

Mittelpunkt stehen“ und wie die „Entkrimina-

lisierung von Drogendelikten“ dazu beigetra-

gen hat, die Stigmatisierung von Menschen,

die Drogen gebrauchen, zu verringern und die

Nachfrage nach schadensmindernden Maß-

nahmen zu erhöhen. Auch der zuvor erwähnte

Bericht der Weltbank verweist auf das Bei-

spiel Portugal.113 Seit 2001 hat das Land „ein

Modell, das auf Prävention, Gesundheitsver-

sorgung und Rehabilitation basiert. Kritiker

waren fest davon überzeugt, dass der Drogen-

gebrauch explodieren würde. Dies war jedoch

nicht der Fall. Stattdessen konnte Portugal

einen Rückgang des Gebrauchs verzeichnen,

insbesondere bei jungen Menschen im Alter

von 15 bis 19 Jahren.“114

Die Notwendigkeit schadensmindern-

der Maßnahmen

Im krassen Gegensatz zu den potenzi-

ellen Vorteilen und Kosteneinsparungen

schadensmindernder Maßnahmen steht ih-

re anhaltende Unterfinanzierung. Die Ge-

samtzahl der internationalen Geberländer,

die in schadensmindernde Maßnahmen in-

vestieren, ist nach wie vor gering, und der

Gesamtbetrag, den sie investieren, scheint

sogar zu schrumpfen. Im Jahr 2022 führten

mindestens 92 Länder mindestens ein Sprit-

zenprogramm durch, und 87 Länder verfügten

über mindestens ein Programm zur Behand-

lung mit Opioid-Agonisten (Substitutionsbe-

handlung), aber solche Angebote sind vieler-

orts auf der Welt nur begrenzt zugänglich.115

Insgesamt konnten für 2019 nur 131 Millionen

US-Dollar an Finanzierung für schadensmin-

dernde Maßnahmen ermittelt werden – ein

Drittel weniger als die Fördersumme, die für

2016 ermittelt wurde. Betrachtet man diese

Finanzierungsniveaus im Kontext der Schät-

zungen des Finanzbedarfs von UNAIDS, so

werden Programme zur Schadensminderung

in Ländern mit niedrigem und mittlerem Ein-

kommen (LMI) mit nur 5% der 2,7 Milliarden

US-Dollar finanziert, die bis 2025 jährlich be-

nötigt werden. Die derzeitige Finanzierung va-

riiert zudem erheblich zwischen und innerhalb

von Regionen und ist teils nicht auf den un-

terschiedlichen Bedarf an Leistungen abge-

stimmt. Während beispielsweise in Osteuropa

und Zentralasien 38% der Menschen leben,

die in Ländern mit niedrigem und mittlerem

Einkommen Drogen injizieren, entfallen auf

diese Region nur 27% der Mittel für scha-

densmindernde Maßnahmen, sowohl aus in-

ländischen als auch aus Quellen von interna-

tionalen Geldgebern.116

5 Fazit

Obwohl es überwältigende Beweise dafür gibt,

dass ein gesundheits- und menschenrechts-

basierter Ansatz in der Drogenpolitik verfolgt

werden sollte, und obwohl es klare internatio-

nale Regelwerke gibt, fließen enorme Mengen

an internationalen Geldern der Entwicklungs-

zusammenarbeit – darunter auch Mittel aus

solchen Budgets, die weltweit armen und mar-

ginalisierten Gemeinschaften zugutekommen

sollen – stattdessen in repressive und zerstö-

rerische Anti-Drogen-Programme.

Drogenpolitik und �gesetze können zu gesün-

deren und sichereren Gesellschaften beitra-

gen. Dafür ist es notwendig, die derzeitige

Mittelverwendung zu ändern. Die Drogenpoli-

tik und die damit verbundenen internationalen

Finanzströme müssen entkolonialisiert wer-
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den. Die Schäden, die Länder verantworten,

die eine repressive Drogenpolitik verfolgen,

müssen wiedergutgemacht werden; zerstör-

te Gemeinschaften müssen wiederaufgebaut

werden.

Regierungen und Geldgeber müssen sich

von den ungerechten, auf Bestrafung aus-

gerichteten Antworten auf den Drogenge-

brauch abwenden und in die Gesellschaft,

die Gesundheitsversorgung und Gerechtig-

keit investieren. Sie müssen in schadens-

mindernde Maßnahmen investieren.

Harm Reduction International,

Übersetzung und Dank

Harm Reduction International (HRI) ist eine

internationale Nichtregierungsorganisation,

die sich mit Hilfe von Daten und Lobbyar-

beit für eine Politik der Schadensminderung

und Reform der Drogenpolitik einsetzt. HRI

klärt darüber auf, wie menschenrechtsbasier-

te, wissenschaftlich fundierte Maßnahmen im

Umgang mit Drogen zu einer gesünderen und

sichereren Gesellschaft beitragen und war-

um Investitionen in schadensmindernde Pro-

gramme („harm reduction“) sinnvoll sind.

Übersetzung: Philine Edbauer (My Brain My

Choice Initiative). Die ungekürzte Überset-

zung des gesamten Berichts war dank der Un-

terstützung durch die Förder*innen des Dro-

genpolitik Briefings möglich. Danke an Harm

Reduction International (HRI) für die Geneh-

migung der Übersetzung und Veröffentlichung

hier bei uns im Blog.
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6 Tabellen

Geberland Gesamtbetrag für 10 Jahre

(2012–2021)

Gesamtbetrag für 5 Jahre

(2017–2021)

Alle Geberländer 974.564.000 594.687.000

USA 550.034.000 392.884.000

EU Institutionen 281.582.000 140.115.000

Japan 78.340.000 39.040.000

Vereinigtes Königreich 22.376.000 4.258.000

Deutschland 12.202.000 4.977.000

Finnland 9.087.000 5.818.000

Südkorea 7.546.000 4.218.000

Dänemark 3.217.000 0

Frankreich 2.061.000 235.000

Spanien 1.392.000 375.000

Norwegen 996.000 0

Italien 829.000 829.000

Australien 762.000 94.000

Kanada 745.000 0

Portugal 737.000 361.000

Luxemburg 731.000 471.000

Kasachstan 650.000 480.000

Schweiz 414.000 414.000

Niederlande 292.000 0

Tschechische Republik 142.000 69.000

Tab. 1: Die 20 wichtigsten Geldgeber für öffentliche Entwicklungshilfe (ODA) zur „Drogenbe-

kämpfung“ (2012–2021)

Alle Zahlen sind in US-Dollar angegeben. Basierend auf Daten aus dem Creditor Reporting System

(CRS) der OECD, das die Auszahlungen aller offiziellen Geldgeber erfasst, zu konstanten/inflati-

onsbereinigten Preisen von 2020.
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Bereich (* Ausgaben in diesen Kategorien be-

ginnen ab 2018)

Gesamt (2012–2021) in USD

Gesellschaftliche Eindämmung von HIV/AIDS 1.109.099.000

Schulessen* 984.309.000

Drogenbekämpfung 974.564.000

Arbeitnehmerrechte* 601.738.000

Umweltbildung/Schulungen 598.083.000

Nicht übertragbare Krankheiten (NCDs), Ge-

samt*

556.562.000

Programme zur Ernährungssicherung in Haus-

halten*

418.492.000

Arzneimittelherstellung 278.526.000

Verantwortungsvolle Unternehmensführung* 162.575.000

Kindersoldaten (Prävention und Demobilisie-

rung)

156.339.000

Lebensmittelsicherheit und -qualität* 105.868.000

Förderung der psychischen Gesundheit und des

Wohlbefindens*

97.125.000

Kontrolle des schädlichen Gebrauchs von Alko-

hol und Drogen*

24.867.000

Tab. 2: Öffentliche Entwicklungshilfe (ODA) zur „Drogenbekämpfung“ im Vergleich zu anderen

ausgewählten Sektoren (2012–2021)

Alle Zahlen sind in US-Dollar angegeben. Basierend auf Daten aus demCreditor Reporting System

(CRS) der OECD, das die Auszahlungen aller offiziellen Geldgeber erfasst, zu konstanten/inflati-

onsbereinigten Preisen von 2020.

25

https://mybrainmychoice.de/entwicklungshilfe/


mybrainmychoice.de/entwicklungshilfe/

Empfängerland (Ohne Ausgaben, die als regio-

nale Programme kategorisiert sind)

Gesamt (2012–2021) in USD

Entwicklungsländer, nicht spezifiziert 250.443.000

Kolumbien 111.666.000

Afghanistan 98.448.000

Bolivien 87.684.000

Peru 76.787.000

Nigeria 44.134.000

Pakistan 25.914.000

Mexiko 21.703.000

Irak 20.025.000

Philippinen 18.908.000

Guatemala 10.620.000

Panama 10.362.000

Nicaragua 10.042.000

Myanmar 6.048.000

Usbekistan 5.413.000

Costa Rica 4.857.000

Ghana 4.777.000

Honduras 4.760.000

Ecuador 4.542.000

El Salvador 4.515.000

Tab. 3: Die 20 größten Empfängerländer öffentlicher Entwicklungshilfe (ODA) zur „Drogenbe-

kämpfung“ (2012–2021)

Alle Zahlen sind in US-Dollar angegeben. Basierend auf Daten aus demCreditor Reporting System

(CRS) der OECD, das die Auszahlungen aller offiziellen Geldgeber erfasst, zu konstanten/inflati-

onsbereinigten Preisen von 2020.
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